
Deutscher Bundestag 
8. Wahlperiode 

Drucksache 8/3871 
27.03.80 

Unterrichtung 
durch das Europäische Parlament 

Entschließung zu der Notwendigkeit und zur Festlegung einer gemeinsamen Haltung 
der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft im Rahmen der III. Seerechtskonferenz 
(9. Tagung) der Vereinten Nationen sowie zur Beteiligung der Gemeinschaft als 
solcher an den auf Grund der Arbeiten der Konferenz zu schließenden Abkommen 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, 

in Kenntnis seiner Entschließung vom 13. Mai 1977 zur See-
rechtskonferenz und ihren Folgen für die Europäische Gemein-
schaft 1), 

in Kenntnis des Vertrags zur Gründung der EWG, insbeson-
dere seiner Artikel 38, 43, 113, 116, 228 Abs. 1 und 235, 

in Kenntnis der Gutachten des Gerichtshofs 1/75, 1/76 und 
1/78, 

in Kenntnis des Urteils des Gerichtshofs vom 14. Juli 1976 2), 

in Kenntnis der vom Rat für die Kommission am 20. und 27. 
Juli 1976 aufgestellten Leitlinien, 

in Kenntnis des von der Fraktion der Europäischen Volks-
partei eingereichten Entschließungsantrags zu einer gemeinsa-
men Haltung der Europäischen Gemeinschaft auf der III. See-
rechtskonferenz der Vereinten Nationen (Dok. 1-434/79), 

in Kenntnis des Berichts des Rechtsausschusses und der Stel-
lungnahmen des Ausschusses für Wirtchaft und Währung, des 
Landwirtschaftsausschusses und des Ausschusses für Verkehr 
(Dok. 1-725/79), 

in der Erwägung, daß es Ziel der III. Seerechtskonferenz der 
Vereinten Nationen ist, einen neuen internationalen rechtlichen 
Rahmen zu schaffen, in dem für die Meeresräume eine neue 
Wirtschaftsordnung festgelegt wird und der gleichzeitig die Be-
rücksichtigung des traditionellen Grundsatzes der Freiheit und 
der neuen Begriffe der Inanspruchnahme der Meeresräume und 
deren Schutz sicherstellt, 

1) ABl. EG Nr. C 133 vom 6. Juni 1977, Seite 50 
2) Rechtssachen 3, 4 und 6-76, Kramer (Sammlung des EuGH 1976, Seite 1279) 



Drucksache 8/3871 	Deutscher Bundestag  — 8.  Wahlperiode  

in der Erwägung, daß das zu schließende Abkommen den 
legitimen Interessen der Industrieländer und der Länder der 
Dritten Welt, insbesondere derjenigen, mit denen die Gemein-
schaft durch das Abkommen von Lomé II verbunden ist, wie 
auch der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und der Gemein-
schaft selbst Rechnung tragen muß, 

1. unterstreicht erneut, daß für die Gemeinschaft und ihre Mit-
gliedstaaten eine gemeinsame Haltung während der ein-
zelnen Phasen der III. Seerechtskonferenz der Vereinten 
Nationen notwendig ist; 

2. fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Haltung hinsichtlich 
aller auf der Konferenz zu prüfenden Fragen, auch wenn 
sie im EWG-Vertrag nicht erfaßt sind, zu koordinieren; 

3. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ihre 
Aktionen fortzusetzen, damit die Gemeinschaft als solche 
hinsichtlich der in die Gemeinschaftszuständigkeit fallenden 
Bereiche mit den gleichen Rechten und Pflichten wie die 
Staaten Vertragspartner der künftigen Konvention werden 
kann; 

4. stellt fest, daß der Verlauf der Arbeiten der Konferenz auf 
den baldigen Abschluß eines globalen Abkommens hoffen 
läßt, und weist darauf hin, daß die Gemeinschaft und ihre 
Mitgliedstaaten aktiv zur Verwirklichung eines solchen 
Abkommens beitragen müssen; 

5. bekräftigt, daß die Inanspruchnahme von Meeresräumen 
infolge der Ausweitung der Hoheitsgewässer, der Festle-
gung der ausschließlichen Wirtschaftszone und der geplan-
ten Regelung für den Festlandsockel mit der  von  den Mit-
gliedstaaten im Rahmen der Konferenz bereits weitgehend 
gebilligten Garantie der Freiheit der Schiffahrt und insbe-
sondere dem Recht auf freie Durchfahrt durch die Meer-
engen, der Freiheit der Verlegung von Unterwasserkabeln 
und -pipelines sowie der Freiheit des Überfliegens gekop-
pelt sein muß; 

6. unterstreicht die Notwendigkeit, die Freiheit der Meeres-
forschung und der Industrietätigkeit auf dem Gebiet der 
Meeresnutzung zu garantieren; 

7. ist der Auffassung, daß bei der Gründung der Internationa-
len Meeresbodenbehörde eine ausreichende Beteiligung der 
Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten sichergestellt wer-
den muß und daß ihre Befugnisse klar definiert und genau 
abgegrenzt werden müssen, wobei selbstverständlich das 
für die Nutzung des Meeresbodens zuständige Unterneh-
men keinesfalls Vorrechte gegenüber den anderen Nutzern 
genießen darf und der mögliche Zugang zur Nutzung für 
alle unter gerechten, nicht diskriminierenden Bedingungen 
gewährleistet sein muß; 

Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments — 00312178 — vom 24. März 1980. 
Angenommen vom Europäischen Parlament auf seiner Tagung im März 1980. 
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8. betont die Bedeutung der Maßnahmen zur angemessenen 
Bekämpfung der - insbesondere durch Kohlenwasserstoffe 
verursachten - Meeresverschmutzung durch den Kontroll-
dienst, den Lotsendienst und den Tankerüberwachungs-
dienst; 

9. empfiehlt für die Beilegung von Streitigkeiten ein Schieds-
gerichtsverfahren, das gleichzeitig rasche Ermittlungen und 
Rechtssicherheit garantiert; 

10. ersucht um regelmäßige Unterrichtung über die Arbeiten 
der Konferenz; 

11. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung nebst An

-

lage und den Ausschußbericht dem Rat und der Kommission, 
den Parlamenten und den Regierungen der Mitgliedstaaten 
zu übermitteln. 

Anlage zu den Fischereiproblemen 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, 

1. weist darauf hin, daß die Gemeinschaft das Recht erlangt hat, 
die Rechtsprechung in bezug auf die Fischereipolitik inner-
halb der ausschließlichen 200-Meilen-Wirtschaftszone aus-
zuüben; 

2. betont gleichzeitig die Notwendigkeit sicherzustellen, daß 
die Bestimmungen einer künftigen Konvention die Fähigkeit 
der Gemeinschaft zur Ausübung des gesamten Fischereima-
nagements und zur Durchführung der Erhaltungsmaßnahmen 
in der ausschließlichen Wirtschaftszone, einschließlich der 
Kontrolle des Zugangs aller Fischereiboote, Stützpunktboote 
und Boote zur Fischverladung und zur Verarbeitung auf 
hoher See nicht untergraben; 

3. warnt vor jedem möglichen Ausschluß von Fischern der Ge-
meinschaft aus Hochseefischgründen auf Grund von An-
sprüchen zur Ausübung der Rechtshoheit über Meeres-
ressourcen über dem Festlandsockel jenseits der 200 Meilen; 

4. weist auf die wechselseitigen Vorteile hin, die aus einer 
Kooperationspolitik im Fischereibereich einschließlich des 
Zugangs und technologischen Transfers mit den Entwick-
lungsländern erwachsen können und ersucht daher um grö-
ßeres Verständnis für die besonderen Probleme der Entwick-
lungsländer und insbesondere ihre technologischen Erforder-
nisse. 




